Presseerklärung der Gesamtschuldirektoren Marburg-Biedenkopf vom 29.3.06

Die Regionalgruppe des Landesverbandes der Gesamtschulleiterinnen und -leiter  Marburg-Biedenkopf unterstützt mehrheitlich im Grundsatz die Kritik, die Gesamtschuldirektoren aus Nordhessen in einer Presseerklärung an der Schulpolitik der Landesregierung geübt haben. Verabschiedet wurde von den Schulleiterinnen und Schulleitern der folgende Aufruf:

Die Schulleiterinnen und Schulleiter begrüßen alle Bestrebungen nachhaltiger Reformen an hessischen Schulen, die zu einer Verbesserung der Lernbedingungen unserer Schülerinnen und Schüler beitragen, die Abschlusschancen für Schülerinnen und Schüler aus benachteiligten Schichten und Gruppen verbessern und sich inhaltlich sowohl an den Prinzipien und Werten des Grundgesetzes als auch an der Befähigung zur Tüchtigkeit und Mündigkeit in der anbrechenden Wissensgesellschaft orientieren.

Sie sind aber besorgt um die Zukunft der Leistungsfähigkeit hessischer Schulen angesichts der Fülle von Vorgaben, die vom Kultusministerium, ohne erkennbare Rücksicht auf den Mangel an Umsetzungsressourcen zu nehmen, von den Schulen verlangt werden und alle Beteiligten einem kontraproduktiven Veränderungsstress unterwerfen.

In kurzer Folge hatten die Schulen in den vergangenen Jahren tief greifende Veränderungen organisatorisch und inhaltlich zu bewältigen:

Im Mai 2000 wurden über das Amtsblatt neue Stundentafeln nur wenige Wochen vor den Sommerferien bekannt gegeben, mussten aber bereits unmittelbar nach den Sommerferien von den Schulen befolgt werden, ohne dass entsprechende Änderungen der Lehrpläne vorgelegt wurden. Neue Lehrpläne folgten im Februar 2002. Sie mussten ebenfalls nach viel zu kurzer Beratungszeit nur wenige Monate später Grundlage des Unterrichts werden. Überarbeitete und auf die Lehrpläne abgestimmte Lehrbücher lagen nicht vor und hätten mit den vorhandenen Haushaltsmitteln der Schulen auch nicht beschafft werden können.

Im Schuljahr 2004 wurden erstmals Abschlussprüfungen in den Abschlussklassen der Haupt- und Realschulen sowie in den entsprechenden Klassen der IGS durchgeführt. Die Vorbereitungszeit für die Schulen war wiederum zu kurz. Fortbildungsangebote für Lehrerinnen und Lehrer, insbesondere für mündliche Prüfungen, Präsentationsprüfungen und Projektprüfungen stellte man den Schulen hessenweit weder quantitativ noch qualitativ in ausreichender Weise zur Verfügung. Mit Beginn des Schuljahres 2005/2006 wurde der verkürzte gymnasiale Bildungsgang in Hessen für die erste Hälfte der Schulen eingeführt, die zweite Hälfte folgt im August 2006.

Auch für diese vom Land zentral vorgegebenen Veränderungen fehlten den Schulen die Zeit und, angesichts vieler anderer noch nicht abgeschlossener Planungsarbeiten, die personellen Ressourcen. Die Konsequenz ist eine Reform, die bestehende Strukturen zerstört, ohne eine erkennbare Verbesserung im Bereich der zahlreichen Schwachstellen, die die Pisa-Studie aufgezeigt hat, zu erbringen.
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Seit Beginn des Schuljahres 2005/2006 besteht eine mit einem Leistungspunktesystem verbundene Fortbildungsverpflichtung der hessischen Lehrerinnen und Lehrer. Niemand hat etwas gegen eine vernünftige, auf die akuten Probleme der Schulen und ihre Lösung abzielende Fortbildungskonzeption. Die Verpflichtung, Fortbildungspunkte zu erwerben, ohne landesweit quantitativ und qualitativ ausreichende, auf Kernprobleme der Schule bezogene Angebote bereitzustellen, führt eher zu Unterrichtsausfall als zu einer Qualitätssteigerung an hessischen Schulen.

Die hessischen Schulen wurden verpflichtet, im Schuljahr 2005/2006 Förderpläne einzuführen. Förderpläne können ein sehr sinnvolles Instrument sein, wenn sie als individuelle Lernpläne an Stärken der Schülerinnen und Schüler ansetzen und helfen, Leistungsschwächen zu beheben. Ihre Einführung wird deshalb grundsätzlich begrüßt. Das überhastete hessische Verfahren der Einführung und Umsetzung ist aber kontraproduktiv. Lehrerinnen und Lehrer benötigen Zeit, um sich auf das neue Instrument einzustellen. Fortbildungsangebote, in denen übertragbare und praktikable Konzeptionen vorgestellt und erläutert werden, gibt es bisher kaum.

Das Kultusministerium will die Schulen verpflichten, bis zum Beginn des Schuljahres 2006/2007 ein Vertretungskonzept zu entwickeln, mit dem Unterrichtsausfall für die Klassenstufen 1 – 10 von der 1. bis zur 6. Stunde verhindert werden kann. Dazu bekommen die Schulen finanzielle Mittel, um kurzfristig Arbeitskräfte, die nicht unbedingt eine pädagogische Ausbildung haben müssen, für Betreuungsmaßnahmen oder Fachunterricht bezahlen zu können. Außerdem soll unbezahlte Mehrarbeit von beamteten Lehrkräften zum Regelfall werden. Diese und weitere vom Ministerium vorgesehenen Maßnahmen sind außerordentlich arbeitsintensiv, greifen in den regulären Unterricht ein, sind organisatorisch kaum zu bewältigen, dequalifizieren den Unterricht als zentralen Bestandteil von guter Schule, sind zur Zeit arbeitsrechtlich noch nicht abgesichert und können im Einzelfall auch pädagogisch kontraproduktiv sein. 

Die Regionalgruppe der Gesamtschulleiterinnen und –leiter Marburg-Biedenkopf unterstützt mehrheitlich die Aussagen der nordhessischen Gesamtschuldirektoren und fordert ebenfalls die Landesregierung auf, die Umsetzbarkeit der bisher angeordneten Vorhaben gründlich und gewissenhaft zu überprüfen, in der Fläche nicht zu realisierende Maßnahmen zurückzunehmen und in Abstimmung mit den Betroffenen ein realisierbares Reformkonzept zu entwickeln.

Weitere Infos: gprll@mr.ssa.hessen.de

